
            
           Anlage 1 
           (zu § 2) 
 
 
Erklärung zur Tariftreue und Entgeltgleichheit 
(§ 10 Abs. 1 und Abs. 3 des Landesvergabegesetzes)  
 
 
 
Ich erkläre/Wir erklären, dass 
 
- 1.   meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung der 
Leistung Arbeitsbedingungen gewährt werden, die mindestens den Vorgaben 
desjenigen Tarifvertrags entsprechen, an den das Unternehmen aufgrund des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 Abs. 11 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S.212, 
249) in der jeweils geltenden Fassung, gebunden ist. Dies gilt entsprechend für 
Beiträge an eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 5 
Nr. 3 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes sowie für andere gesetzliche 
Bestimmungen über Mindestentgelte. 
 
- 2.  meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der 
Auftragsdurchführung bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches Entgelt gezahlt 
wird. 
 
Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass die Nichtabgabe oder die Abgabe einer 
unvollständigen oder ersichtlich falschen  Erklärung sowohl durch mich/uns, als auch 
meiner/unserer Nachunternehmer  nach § 15 des Landesvergabegesetzes zum 
Ausschluss des Bieters während des laufenden Vergabeverfahrens führen kann. 
 
Verstöße gegen die Verpflichtungen in dieser Erklärung können zum Nachteil des 
Auftragnehmers zu einer Vertragsstrafe, fristlosen Kündigung des Vertrages und  
einer Auftragssperre für die Dauer von bis drei Jahren nach § 18 des 
Landesvergabegesetzes führen. 
 
 
 
---------------------------    ------------------------------------------------ 
(Ort, Datum)      (Unterschrift, Firmenstempel) 
 



             
          Anlage 2 
          (zu § 2) 
 
Erklärung zum Nachunternehmereinsatz 
(§ 13 Abs. 2 und 4 des Landesvergabegesetzes) 
 
 

 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich nach § 13 Abs. 2 und 4 des Landesvergabegesetzes 
für den Fall des Nachunternehmereinsatzes, 
 

-1. eine Beauftragung von  Nachunternehmern oder Verleihern nur vorzunehmen, 
wenn diese ihren Arbeitnehmern mindestens die Arbeitsbedingungen gewähren, 
welche ich/wir selbst einzuhalten verspreche(n), 
 
-2. bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen zu beteiligen, soweit es mit der 
vertragsgemäßen Ausführung des Auftrags zu vereinbaren ist, 
 
-3. Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen 
öffentlichen Auftrag handelt, 
 
-4. bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Allgemeinen 
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/B), bei der Weitergabe von 
Dienstleistungen die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Leistungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/B) zum 
Vertragsbestandteil zu machen und 
 
- 5. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, 
ungünstigeren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen dem Auftragnehmer und 
dem öffentlichen Auftraggeber vereinbart sind. 

 
 
 
 
 
----------------      -------------------------------------- 
(Ort,Datum)      (Unterschrift, Firmenstempel) 
 



           Anlage 3 
           (zu § 2) 
        
 

Beachtung der Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation  
(§ 12 des Landesvergabegesetzes) 

 
 
Beachtung der ILO – Kernarbeitsnormen bei 
 

1. der Lieferung, 
2. der Erbringung von Bauleistungen und 
3. der Erbringung von Dienstleistungen. 

 
Folgenden Waren und /Warengruppen sind zum Beispiel betroffen: 
 

1. Bekleidung, zum Beispiel  Arbeitsbekleidung, Uniformen; 
2. Stoffe und Textilwaren, zum Beispiel Vorhangstoffe, Teppiche; 
3. Sportbekleidung, Sportartikel, insbesondere Bälle; 
4. Spielwaren; 
5. Naturkautschuk-Produkte, wie zum Beispiel Einmal-/ Arbeitshandschuhe, Reifen;  
6. Lederwaren; 
7. Produkte aus Holz; 
8. Natursteine; 
9. Agrarprodukte, zum Beispiel Kaffee, Kakao, Orangen- oder Tomatensaft. 

 

Enthält die Leistung oder Lieferung derartige Produkte, die in Afrika, Asien oder Lateinamerika 
hergestellt bzw. bearbeitet werden oder wurden?       Ja    �            Nein  � 

2.  Falls ja, ist die folgende Erklärung erforderlich. 

• Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, den Auftrag ausschließlich mit Waren auszuführen, 
die nachweislich unter § 12 Abs. 1 und Abs. 2 des Landesvergabegesetzes genannten ILO-
Kernarbeitsnormen gewonnen oder hergestellt worden sind. 

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass ein Angebot, dass zum geforderten Zeitpunkt 
keine oder eine unvollständige oder ersichtlich falsche Erklärung enthält, nach § 15 
des Landesvergabegesetzes zum Ausschluss des Bieters während des 
Vergabeverfahrens führen kann bzw. nach § 18 des Landesvergabegesetzes zu einer 
Vertragsstrafe von bis zu 5 v.H. des Auftragswertes und/oder zur fristlosen Kündigung 
des Vertrages und /oder einem Ausschluss von der öffentlichen auftragsvergabe für 
eine Dauer von bis zu drei Jahren führen wird. 

Soweit Bau,- Liefer – oder Dienstleistungen in Bezug auf die vorgenannten 
Waren/Warengruppen aus den relevanten Herstellungsländern auf Nachunternehmer 
übertragen werden, hat der Auftragnehmer nach § 12 Abs. 2 des 
Landesvergabegesetzes die Verpflichtung zur Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen 
unter Verwendung dieser Erklärung mit dem Nachunternehmer zu vereinbaren. 

 

_______________________ ________________________ 

Ort, Datum Firmenstempel und Unterschrift 



           
            
           Anlage 4 
           (zu § 2) 
 
 
Ergänzende Vertragsbedingungen zum Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
in Sachsen-Anhalt zu den § 12, 17 und 18; 

 
1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich nach § 13 des Landesvergabegesetzes für den 

Fall des Nachunternehmereinsatzes, den Nachunternehmern die Bestimmungen zur 
Beachtung der Tariftreue und Entgeltgleichheit nach § 10 des 
Landesvergabegesetzes sowie zur Beachtung der ILO- Kernarbeitsnormen nach  
§ 12 des Landesvergabegesetzes unter Verwendung der beiden Formblätter zu den  
Nachunternehmererklärungen zur Tariftreue und Entgeltgleichheit sowie zur 
Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen aufzuerlegen und die Beachtung dieser 
Pflichten durch die Nachunternehmer zu kontrollieren. 

 
2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, jedem Nachauftragnehmer oder Verleiher 

schriftlich die Verpflichtung zu übertragen, mindestens jene Arbeitsbedingungen zu 
gewähren, welche der Auftragnehmer selbst einzuhalten verspricht,  sowie deren 
Einhaltung sicherzustellen und dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen 
nachzuweisen. 

 
3. Der Auftragnehmer verpflichtet sich weiter, dem Auftraggeber auf dessen Verlangen 

nach § 17 Abs. 1 des Landesvergabegesetzes seine Entgeltabrechnungen und die 
Entgeltabrechnungen des Nachauftragnehmers sowie die Unterlagen über die 
Abführung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nach § 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 des  Landesvergabegesetzes und die zwischen Auftragnehmer und 
Nachunternehmer  abgeschlossenen Werkverträge vorzulegen.  

       
 Der Auftragnehmer hat seine Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen 
 hinzuweisen. Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben nach § 17 des 
 Landesvergabegesetzes vollständige und prüffähige Unterlagen über die 
 eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten.   
 
4. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, für jeden schuldhaften  Verstoß gegen eine der 

Verpflichtungen nach den §§ 10, 11, 12 Abs. 2 und § 17 Abs. 2 des 
Landesvergabegesetzes eine Vertragsstrafe i.H.v.      % des Auftragswertes dem 
Auftraggeber zu zahlen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Zahlung der 
Vertragsstrafe auch für den Fall, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten 
Nachunternehmer oder einen von diesem eingesetzten Nachunternehmer begangen 
wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den Verstoß weder kannte noch kennen 
musste. Nach § 18 Abs. 4 des Landesvergabegesetzes bleibt die Geltendmachung 
dieser Vertragsstrafe von der Geltendmachung einer Vertragsstrafe aus anderen 
Gründen sowie der Geltendmachung sonstiger Ansprüche unberührt. 

 
5. Der Auftraggeber ist zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt, wenn der 

Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer die aus §§ 10 und 12 des 
Landesvergabegesetzes resultierenden Anforderungen schuldhaft nicht erfüllen 
sowie schuldhaft gegen die Verpflichtungen der §§ 13 und 17 Abs. 2 des 
Landesvergabegesetzes verstoßen. Auf die Pflicht des Ausschlusses des 
Auftragnehmers und /oder Nachauftragnehmers von der öffentlichen Auftragsvergabe 
gemäß § 18 Abs. 3 des Landesvergabegesetzes für einen Zeitraum von bis zu drei 
Jahren wird hingewiesen.  



           Anlage 6 
                                            (zu § 2) 
 
 
 

Erklärung zur Handwerksrolleneintragung im Sinne der Handwerksordnung 
Anlage A 
 
Anlage zum Angebot der Ausschreibung 
 
 
 
Ich erkläre/wir erklären, dass 
 
Ich/ wir zur Ausführung von  zulassungspflichtigen Handwerken gem. der 
Handwerksordnung Anlage A in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1998 
(BGBl. I S. 3074, 2006 I S. 2095), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. 
Dezember 2012  (BGBl. I S. 2415,2416), im Sinne der Leistungsbeschreibung berechtigt 
sind. Für die entsprechenden  zulassungspflichtigen Arbeiten besitze ich/besitzen wir die 
entsprechende Eintragung bei der zuständigen Handwerkskammer. Mir/uns ist bewusst, 
dass wir die Leistung im eigenen Betrieb gemäß § 4 Nr. 8 Abs. 1 VOB/B ausführen müssen 
und nur mit Zustimmung des Auftraggebers sie an Nachunternehmer übertragen dürfen, die 
eine entsprechende Eintragung bei der zuständigen Handwerkskammer für das/die 
zulassungspflichtige/-n Handwerk/-e besitzen. 
 
Weiter erkläre ich/erklären wir, dass für den Fall, dass die Ausführung eines Teils des 
Auftrages über die Erbringung von Bauleistungen oder Dienstleistungen in einem 
zulassungspflichtigen Handwerk einem Nachunternehmer übertragen werden soll, die 
entsprechenden Nachweise und Erklärungen zur Eintragung mit dem oder den 
zulassungspflichtigem/-n Handwerk/-en bei der zuständigen Handwerkskammer vorzulegen 
sind.     
 
Als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, 
der in Sachsen-Anhalt keine gewerbliche Niederlassung unterhält, erkläre ich, dass ich die 
Voraussetzungen des § 7 der Verordnung über die  für Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz geltenden 
Voraussetzungen für die Ausübung eines zulassungspflichtigen Handwerks (EU/EWR-
Handwerk-Verordnung) erfülle, um vorübergehend und gelegentlich Dienstleistungen in 
einem Handwerk der Handwerksordnung der Anlage A zu erbringen. 
  
Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass die Nichtabgabe oder die Abgabe einer 
unvollständigen oder ersichtlichen falschen Erklärung nach § 15 des 
Landesvergabegesetzes zum Ausschluss des Bieters während des laufenden 
Vergabeverfahrens führen kann. 
 
 
 
 
 
_______________________     _______________________ 
(Ort, Datum)       (Unterschrift/Firmenstempel) 


